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Niederschrift 
ü b e r  d i e  S i t z u n g  

 
d e s  G e m e i n d e r a t e s  

 
vom 31.07.2024 im    Bürgersaal des Rathauses 

Drachselsried 
 

 
 
Alle Mitglieder waren ordnungsgemäß geladen; erschienen sind nachstehende Mitglieder, also mehr als die Hälfte.  
 

 

 
 
 
 
                   

 

H o h l n e i c h e r  R u d o l f  2. Bürgermeister M ü h l b a u e r  Heinrich Gemeinderat 
P r o b s t  s e n .   Egon 3. Bürgermeister P r o b s t  j u n .  Egon  Gemeinderat 

F r e i m u t h  Franz Gemeinderat P r o b s t  Klaus  Gemeinderat 
G e i g e r  Alexandra Gemeinderätin S c h m e l m e r  Martina Gemeinderätin 
   S c h r ö t t e r  Sebastian Gemeinderat 
H u t t e r  Hans Gemeinderat S t a d l e r  Thomas Gemeinderat 

K o l l m e r  Franz Gemeinderat W ü h r   Daniel Gemeinderat 

Die Beschlussfähigkeit war damit hergestellt. 
 

Entschuldigt fehlten  Mitglied, nämlich: Unentschuldigt fehlten     Mitglieder, nämlich: 

Hirtreiter Georg 
 

   

    
Wegen persönlicher Beteiligung  (Art. 49 GO) haben die 
Gemeinderatsmitglieder 

an der Beratung und Beschlussfassung 
über Gegenstand Nr.  

Nicht 
teilgenommen 

Vogl Johannes TOP 2 – 2. Beschluss  

Kollmer Franz TOP 5  

   

   

  
Die Gemeinderatsmitglieder waren bei der Beratung und 

Beschlussfassung über Gegenstand Nr.  
nicht    

anwesend 

Probst sen. Egon TOP 1-8 + 15  

Geiger Alexandra TOP 1-7  

   

   

 
Außerdem waren geladen: 
 
 
 
Vorsitzender: Schriftführerin: 

  
Johannes Vogl  1. Bürgermeister  Julia Neumaier 

 

                                                                                                                                                                      

 

                     

                                                                                                                                                                                         

 

Vorsitzender:  

V o g l       Johannes     1. Bürgermeister 
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Öffentliche Sitzung 
 

 

  

Behandlung von Bauanträgen  

 

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen keine Anträge vor.  

 

 

 

Bekanntgabe der Ergebnisse der örtlichen 
Rechnungsprüfung; Feststellungs- und 
Entlastungsbeschluss für das Jahr 2023 
Zu diesem Tagesordnungspunkt übernimmt Gemeinderat Hans Hutter das 

Wort, da die Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses Alexandra 

Geiger erst verspätet zur Sitzung kommt. Hans Hutter, der der stellvertretende 

Vorsitzende ist, erläutert, dass die örtliche Rechnungsprüfung am 11.07.2024 

erfolgt ist. Geprüft wurde die Sachbücher sowie teilweise Belege des 

Vermögenshaushaltes sowie die Abschnitte Kindergarten, Friedhof, Bauhof 

und Grunderwerb. Er äußert, dass es keinerlei Auffälligkeiten gab und in der 

Regel die gefassten Beschlüsse des Gemeinderates eingehalten wurden.  

 

Beschluss:  

Die Jahresrechnung 2023 auf Grundlage des AKDB-Ausdruckes vom 

07.05.2024 wird gemäß Art. 102 Abs. 3 GO festgestellt. 3. Bürgermeister 

Egon Probst sen. und Gemeinderätin Alexandra Geiger waren bei der 

Abstimmung nicht anwesend.  

 

Beschluss:  

Die Entlastung für das Rechnungsjahr 2023 gemäß Art. 102 Abs. 3 GO wird 

ohne Einschränkungen erteilt.  

1. Bürgermeister Johannes Vogl gemäß Art. 49 GO nicht stimmberechtigt.   

3. Bürgermeister Egon Probst sen. und Gemeinderätin Alexandra Geiger 

waren bei der Abstimmung nicht anwesend.  

 

 

 

Bekanntgabe der rechtsaufsichtlichen Stellungnahme 
zur Haushaltssatzung sowie Haushaltsplan für das Jahr 
2024 
Das Schreiben des Landratsamtes Regen, in dem die Haushaltssatzung und 

der Haushaltsplan 2024 rechtsaufsichtlich behandelt wurden ist am 

10.07.2024 bei der Gemeinde eingegangen. Das Schreiben wurde allen 

Gemeinderäten vor der Sitzung übersandt. Die Haushaltssatzung 2024 enthält 

keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. Die finanzielle 

Bewegungsfreiheit der Gemeinde ist im Jahr 2024 noch zufriedenstellen. In 

den Folgejahren zeichnet sich jedoch eine leichte Gefährdung ab.  
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In der Stellungnahme wird ebenfalls auf die Hebesätze (unverändert 

gegenüber dem Vorjahr) und die Steuerkraft der Gemeinde Drachselsried 

eingegangen. Ebenso werden die Haushaltsabschnitte mit speziellen 

Entgelten gegenübergestellt. Eingegangen wird auch auf das 

Steuernettoaufkommen sowie die freie Finanzspanne. Bezüglich der 

Finanzplanung wird auf das hohe Investitionsvolumen und der geplanten 

Kreditaufnahmen verwiesen. Hinsichtlich des Schuldenstandes wird 

vermerkt, dass die geplanten Maßnahmen die Pro-Kopf-Verschuldung weit 

über den Landesdurchschnitt steigen lassen würden und es wird darauf 

verwiesen, dass bei künftigen Investitionen die dauernde Leistungsfähigkeit 

im Blick behalten werden muss sowie eine wirtschaftliches und sparsames 

Handeln erforderlich ist. Hingewiesen wird auch auf eine fortwährende 

Prüfung bezüglich der Erfordernis eines Nachtragshaushaltes. 

 

Beschluss:  

Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme der Kommunalaufsicht des 

Landratsamtes Regen vom 10.07.2024 bezüglich der Haushaltssatzung für 

das Haushaltsjahr 2024 vollinhaltlich zur Kenntnis. Die Stellungnahme 

wird diesem Protokoll als Anlage 1 beigefügt. 3. Bürgermeister Egon 

Probst sen. und Gemeinderätin Alexandra Geiger waren bei der 

Abstimmung nicht anwesend. 

 

 

 

Zulassung von Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen im 
„Landschaftsschutzgebiet Bayerischer Wald“ durch 
die Änderung der Verordnung mit ergänzenden 
Kriterien für eine naturschutzrechtliche Erlaubnis; 
Stellungnahme der Gemeinde zum 
Auslegungsverfahren nach Art. 52 Abs. 2 BayNatSchG 
Bürgermeister Vogl erläutert, dass bisher die Herausnahme aus dem 

Landschaftsschutzgebiet aufgrund eines Antrages der Gemeinde erfolgt ist. 

Nach dem Antrag ist eine entsprechende Fachstellenbeteiligung erfolgt und 

der Kreistag hat final über die Herausnahme abgestimmt. Hier hat es sich 

um ein sehr aufwändiges Verfahren gehandelt. Die Verordnung soll 

dahingehend geändert werden, dass künftig eine Integration von PV-

Anlagen in das Landschaftsschutzgebiet möglich ist. Bürgermeister Vogl 

geht auf die Kriterien ein unter welchen auch zukünftig eine Integration 

nicht möglich sein soll. Der Bayerische Gemeindetag, Kreisverband Regen 

hat bezüglich dieser Vorgehensweise eine Stellungnahme verfasst. Diese 

lautet wie folgt:  
Grundsätzlich herrscht Einverständnis mit der Vorgehensweise zur Änderung der 

Verordnung des LSGs Bay. Wald. 

Nicht einverstanden ist der Kreisverband mit Teilen des §6: 

 Unter Punkt 6 angeführte Flächen: Ausgleichsflächen sollen nicht 

Grundsätzlich ausgeschlossen sein, damit nicht ein unnötiger 

Flächenverbrauch entsteht. 
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 Flächen die auch als Ausgleichsflächen bestehen (wie z.B. Magerwiesen) 

können durchaus eine Doppelnutzung haben. 

 Bedenken gibt es ebenfalls für die unter Punkt 10 angeführten Flächen: 

Flächen die in einem Landschaftsplan als Kern- oder Vorrangfläche für 

den Naturschutz ausgewiesen ist. 

 Als Entscheidungsgremium soll nicht die UNB die Entscheidung 

treffen, sondern ein politisches Gremium – hier im LKR Regen der 

Kreisausschuß – in diesem Ausschuß sind alle Parteien vertreten 

Bürgermeister Vogl schlägt vor, dass die Gemeinde Drachselsried eine 

gleichartige Stellungnahme abgibt. Ebenso erläutert er, dass die Auslegung 

mit Bekanntmachung bereits erfolgt ist und es keinerlei Stellungnahmen 

gab. Gemeinderat Klaus Probst erkundigt sich noch nach dem Inkrafttreten 

der neuen Verordnung. Die kann jedoch aufgrund der vorliegenden 

Unterlagen nicht ermittelt werden. Von Seiten des Gemeinderates gibt es 

keine weiteren Rückfragen.  

 

Beschluss:  

Im Gemeinderat der Gemeinde Drachselsried herrscht grundsätzlich 

Einverständnis mit der Vorgehensweise zur Änderung der Verordnung. 

Jedoch sollen in der Stellungnahme die gleichen Punkte wie oben 

aufgeführt vorgebracht werden.  

 

 

 

Aufstellung Bebauungsplan MD „Grafenried Ost“, 
Abwägung der Ergebnisse der 2. 
Fachstellenbeteiligung; Satzungsbeschluss  
Bürgermeister Vogl erläutert, dass nach der ersten Fachstellenbeteiligung 

noch die Ergänzung einer Wendemöglichkeit sowie die Eingrünung in 

Richtung Außenbereich gefordert war. Dies wurde entsprechend 

eingearbeitet. Im Rahmen der zweiten Fachstellenbeteiligung kam vom 

Wasserwirtschaftsamt nochmals der Einwand, dass keine ausreichende 

Wasserversorgung im Ortsteil Grafenried gewährleistet ist. Dies begründet 

sich aus dem vorliegenden Wasserversorgungs- und Strukturkonzept. 

Diesem Einwand kann jedoch innerhalb der Kürze der Zeit nicht 

abgeholfen werden und Bürgermeister Vogl schlägt daher vor, dass in der 

heutigen Sitzung der Satzungsbeschluss erfolgt. Von Seiten des 

Gemeinderates gibt es keine Rückfragen.  

 

Beschluss:  

Der Gemeinderat billig dieses Vorgehen und fasst den Satzungsbeschluss 

zum Bebauungsplan MD „Grafenried Ost“.  

Gemeinderat Franz Kollmer aufgrund Art. 49 GO nicht stimmberechtigt.    
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Genehmigung der Zweckvereinbarung zwischen dem 
Zweckverband Abwasser Zellertal und der Gemeinde 
Drachselsried zur Übernahme der 
Verwaltungstätigkeiten  
Bürgermeister Vogl erläutert, dass diese Zweckvereinbarung aufgrund des 

Sitzwechsels des Zweckverbandes Abwasserbeseitigung Zellertal von 

Arnbruck nach Drachselsried abgeschlossen werden muss. Er geht auf die 

wichtigsten Inhalte der Vereinbarung ein. Grundsätzlich werden der 

Gemeinde Drachselsried durch den Zweckverband die laufenden 

Verwaltungstätigkeiten übertragen. Hinsichtlich der Vereinbarung aus dem 

Jahr 1982, zwischen dem Zweckverband und der Gemeinde Arnbruck gibt 

es nur kleinere formelle Anpassungen. Von Seiten des Gemeinderates gibt 

es keine Rückfragen.  

 

Beschluss:  

Der Gemeinderat genehmigt die vorgelegte Zweckvereinbarung zwischen 

dem Zweckverband Abwasserbeseitigung Zellertal und der Gemeinde 

Drachselsried.  

 

 

 

Beschlussfassung über den Beitritt zur Arberland 
Energie GmbH und Genehmigung 
Gesellschaftervertrag  
Bürgermeister Vogl informiert, dass es sich nun um den angepassten 

Satzungsentwurf handelt. Diese wurde vorab an die Gemeinderäte 

übersandt. Die wichtigsten Inhalte werden durchgesprochen. Das 

Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 €. Es handelt sich hier um 

25.000 Geschäftsanteil mit je einem Nennwert von 1,00 €. Die Gemeinde 

Drachselsried würde die Anteile Nrn. 14660-15098 erwerben. Ebenso wäre 

eine Kapitalrücklage in Höhe von 10.319,06 € zu leisten. In den ersten vier 

Jahren übernimmt der Landkreis Regen die Kapitalnachschusspflicht. 

Anschließend nötige Kapitalnachschüsse bedürfen eines Beschlusses durch 

die Gesellschafterversammlung. Das Gesamtkapital beträgt 600.000 €. 

Bürgermeister Vogl zeigt die Einlagenberechnung nochmals im Detail. 

Diese stellt sich für die Gemeinde Drachselsried wie folgt dar:  

 

 
 

Gemeinderat Thomas Stadler erkundigt sich, ob die 19 aufgeführten 

Gemeinden der Energie GmbH beitreten. Hier erläutert Bürgermeister 

Vogl, dass grundsätzlich eine Absichtserklärung abgegeben werden konnte, 

ob dann wirklich alle 19 endgültig beitreten ist nicht bekannt. Gemeinderat 

Klaus Probst erkundig sich bezüglich der Vor-und Nachteile. Hier wird 

beispielsweise erwähnt, dass man dann ein gewisses Mitspracherecht 

geltend machen kann. Jedoch ist man im Umkehrschluss auch in gewisser 

Weise mit als Mitglieder der GmbH gebunden. Gemeinderat Hans Hutter 

informiert noch, dass die Stelle des Geschäftsführers bereits ausgeschrieben  
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war und es 16 Bewerbungen gab. Zwei davon sind nun in der engeren 

Auswahl.  

 

Beschluss:  

Der Gemeinderat sprich sich für den Beitritt zur Arberland Energie GmbH 

aus und stimmt dem vorgelegten Satzungsentwurf zu.  

 

 

 

ILE Zellertal; Beschlussfassung über den Abschluss 
einer Zweckvereinbarung zur Beschäftigung eines ILE 
Regionalmanagers mit Sitz in Langdorf  

Bürgermeister Vogl informiert, dass diesbezüglich der gemeindliche ILE-

Ausschuss am 24.07.2024 getagt hat. Hier wurde gewünscht, dass eine 

sinnvolle Lösung für alle Beteiligten gefunden wird. Ebenso wurde 

gewünscht, dass die Projekte des ILEK in der ILE-Lenkungsgremium-

Sitzung durchgesprochen werden. Diese Sitzung hat dann am 25.07.2024 

stattgefunden. Hier wurde die Projektliste grob durchgesprochen und mit 

möglichen Ideen vermerkt. Deutlich ist, dass es sich bei vielen Projekten 

um „weiche“ Projekte handelt. Die drei anderen ILE Gemeinden sprechen 

sich jedoch weiterhin für die Einstellung eines Geschäftsführers aus. 

Ebenso sind sie der Meinung, dass eine Vollzeitstelle geschaffen werden 

soll. Die Einstellung soll befristet auf vier Jahre erfolgen und durch die 

Gemeinde Langdorf durchgeführt werden. Als Grundlage für die 

Abrechnung soll eine Zweckvereinbarung (ähnlich EDV-Stelle) erstellt 

werden. Die Kosten belaufen sich je nach Eingruppierung und abzüglich 

der Förderung auf ca. 5.000 €/Jahr für jede Gemeinde. Bürgermeister Vogl 

äußert, dass dies der Minimal-Konsens ist und er sich somit einen 

Fortbestand der ILE wünschen würde. Gemeinderat Hans Hutter, der auch 

Mitglied im ILE-Ausschuss ist äußert, dass der wichtigste Schritt ist, dass 

von einer Vereinsgründung abgesehen wurde und man sich für eine 

befristete Einstellung entschieden hat. Ebenso ist für ihn das 

Regionalbudget ein Grund um die Zusammenarbeit fortzusetzen. Des 

Weiteren äußert er, dass der Denkansatz, dass man bei der ILE bei allen 

Projekten immer beteiligt sein muss wahrscheinlich nicht richtig war. 

Gemeinderätin Alexandra Geiger (auch Mitglied ILE-Ausschuss) stimmt 

der Meinung zu. Auch ihr war eine individuelle Teilnahmemöglichkeit an 

der Umsetzung von Projekten sehr wichtig. 2. Bürgermeister Rudolf 

Hohlneicher spricht seinen größten Respekt an den Bürgermeister von 

Langdorf, Michael Englram aus. Dieser hat sich dafür eingesetzt, dass noch 

eine gemeinsame Lösung gefunden wurde. Ebenso findet er die Lösung 

mittels Zweckvereinbarung gut. Gemeinderat Thomas Stadler erkundigt 

sich warum nicht alle Gemeinderatsmitglieder die Möglichkeit hatten an 

der ILE-Ausschuss-Sitzung teilzunehmen. Hier wird erwähnt, dass es keine 

offizielle Einladung gab. Lediglich wurde der Termin per E-Mail 

abgestimmt. Des Weiteren wird mitgeteilt, dass der ILE-Ausschuss 

gegründet wurde, damit nicht alle ILE-Themen immer im großen Gremium  
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 besprochen werden müssen. Gemeinderat Heinrich Mühlbauer äußert, dass 

er mit der vorgestellten Lösung einverstanden wäre. Ebenso ist er der 

Meinung, dass Potential für eine Zusammenarbeit gegeben ist. Ein 

entsprechendes Resümee kann man dann nach den vier Jahren Befristung 

ziehen.  

 

Beschluss:  

Der Gemeinderat spricht sich für die auf vier Jahre befristete Einstellung 

eines ILE-Regionalmanagers aus. Die Kostenumlage soll mittels 

Zweckvereinbarung erfolgen. Angestellt wird der Manager in der 

Gemeinde Langdorf. 3. Bürgermeister Egon Probst sen. war bei der 

Abstimmung nicht anwesend.  

 

 

Informationen, Wünsche und Anträge  
- Bürgermeister Vogl informiert, dass mit den Instandsetzungsarbeiten des 

Gehweges in Blachendorf heute begonnen wurde.  

- Bürgermeister Vogl bittet das Gremium bis zur nächsten Sitzung 

Namensvorschläge für die künftige Straße im Baugebiet Schlossbräuwiese 

und somit auch für die Straße des Feuerwehrhauses vorzubringen.  

- Bürgermeister Vogl informiert, dass bezüglich der Blitzschutzarbeiten an 

der Grundschule Drachselsried am 05.08.2024 ein vor Ort Termin mit dem 

Blitzschutzbauer stattfindet.  

- Bürgermeister Vogl teilt mit, dass am 02.08.2024 das Heimatfest in 

Arnbruck stattfindet und er bittet um rege Teilnahme.  

- Gemeinderat Heinrich Mühlbauer bringt vor, dass Kuno Müller 

(Autohaus Müller) daran interessiert ist den polizeilichen Abschleppdienst 

zu übernehmen. Dies wäre sehr wichtig, da es landkreisweit kein 

Unternehmen mehr gibt und somit bei Unfällen sehr lange Wartezeiten zu 

verzeichnen sind. Das Vorhaben von Herrn Müller scheitert jedoch, da sich 

sein Unternehmen in einem eingeschränkten Gewerbegebiet befindet und 

hier Ruhezeiten eingehalten werden müssen. Heinrich Mühlbauer wünscht 

sich hier von der Gemeinde Unterstützung für Herrn Müller. Ggf. wäre eine 

Sondergenehmigung denkbar. Bürgermeister Vogl äußert, dass bereits 

Gespräche mit dem Landrat und dem Umweltamt geführt wurden. In einem 

eingeschränkten Gewerbegebiet ist diese Art von Unternehmen 

baurechtlich nicht möglich. Es müsste eine Änderung des Bebauungsplanes 

erfolgen. Hier wurde sich bereits erkundigt, ob dies ohne Lärmgutachten 

möglich wäre. Dies ist jedoch ein zwingender Bestandteil. Die Gemeinde 

wird sich auf alle Fälle weiter für das Vorhaben von Herrn Müller 

einsetzen. Gemeinderat Thomas Stadler erkundigt sich, ob es keine andere 

Möglichkeit gibt. Beispielsweise die Pacht einer Fläche. Jedoch muss 

dieses Fläche dann abgesperrt werden und ein Ölabscheider vorhanden 

sein. Gemeinderat Egon Probst jun. äußert, dass er eventuell seine alte 

Betriebsstätte in Thalersdorf nutzen könnte.  

- Gemeinderat Klaus Probst merkt an, dass der Hydrant in Rehberg (nähe 

Einfahrt Wittenzellner) stark eingewachsen ist. Grundsätzlich sollten alle 

Hydranten im Gemeindegebiet ggf. ausgeschnitten werden.  

- Gemeinderat Franz Freimuth erkundigt sich weshalb der Bauantrag für  
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das Feuerwehrhaus Oberried nicht in der heutigen Sitzung behandelt 

wurde. Hier äußert Bürgermeister Vogl, dass der Antrag von Seiten der 

Verwaltung noch nicht gesichtet wurde.  

- Gemeinderat Sebastian Schrötter erkundigt sich, warum der gemeindliche 

Bauhof den Bereich zwischen Edeka-Markt und Staatsstraße gemäht hat. 

Es wird in Erwägung gezogen für den gemeindlichen Bauhof einen neuen 

Balkenmäher zu beschaffen und die entsprechende Vorführung hat in 

diesem Bereich stattgefunden, da es sich hier um ein Regenrückhaltebecken 

handelt.  

 

 

 

 

 

 

 

                                                                                                                                                                   

           


